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BESCHLUSS

__________________________________________________________________

des 54. Ord. Bundesparteitages der FDP, Bremen, 16. - 18. Mai 2003
___________________________________________________________________
Bremer Erklärung

Die deutsche Politik steht gegenwärtig vor Herausforderungen, wie es sie in dieser Dramatik seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland nicht gegeben hat. Auf den Feldern Arbeitsmarkt, Steuern, soziale Sicherungssysteme und Staatsverschuldung müssen die Weichen grundlegend neu gestellt werden. Diese Probleme sind nicht über Nacht entstanden. Sie sind viel zu lange von der Politik wider besseres Wissen verdrängt und von Rot-Grün in den letzten fünf Jahren auf die Spitze getrieben worden.

Keine Partei hat so früh und so klar wie die FDP die Reformnotwendigkeiten für Deutschland benannt. Wir haben als erste den Mut gehabt zu formulieren, dass es keine Zukunft ohne die Bereitschaft zur Veränderung gibt. Seit 1998 hat die FDP in Wahlen für dieses Reformprogramm für Deutschland geworben. 

Die organisierten Interessen von Funktionären und Besitzstandswahrern haben bis heute die notwendigen strukturellen Reformen für Deutschland verhindert. Die Verlierer dieser Entwicklung sind alle diejenigen, die ihre Interessen nicht organisieren konnten: die fast 5 Mio. Arbeitslosen, die kommenden Generationen, die sozial Schwachen.  

Die FDP unterstützt alle politischen Maßnahmen, die einen Reformprozess am Arbeitsmarkt, in der Steuerpolitik und in den sozialen Sicherungssystemen einleiten. Auch wenn einige Teile der Agenda 2010 nur ein erster Schritt in die richtige Richtung ist, sind wir im Interesse des Landes und unter Zurückstellung eigener parteipolitischer Interessen bereit, als Scharnier der Vernunft an der Beschlussfassung über vernünftige Reformvorschläge zu mitzuwirken.   

Deutschland braucht ein Wachstumsprogramm, das die Überlastungen der Bürger und der Unternehmer durch Steuern und Abgaben zurückführt und die Überregulierung am Arbeitsmarkt zurückschneidet. Dazu sind folgende Schritte notwendig:

1. Steuersenkungen sind das beste Beschäftigungsprogramm. Die für das Jahr 2005 bereits beschlossenen Steuerentlastungen müssen auf 2004 vorgezogen werden. Sämtliche Subventionen sind linear um 20 % abzusenken.

2. Ziel der FDP ist eine deutliche Senkung der Lohnzusatzkosten. 

Der Arbeitgeberzuschuss zur gesetzlichen Krankenversicherung ist auf maximal 6,5 % des sozialversicherungspflichtigen Einkommens zu limitieren. Das schafft Druck, eine Beitragsmarge von 13 % nicht zu überschreiten. 

Eine weitere substanzielle Rentenreform ist erforderlich. In der Rentenversicherung ist das tatsächliche Rentenzugangsalter an das gesetzliche Rentenzugangsalter anzunähern. Deshalb müssen die Anreize zur Frühverrentung abgebaut werden. Die Lebensarbeitszeit steigt, wenn wir das Berufseintrittsalter, z. B. durch die Aussetzung der Wehrpflicht und Reformen in der Bildung, absenken.

3.
Wachstum muss schnell zu neuer Beschäftigung führen.

Deutschland braucht eine Novellierung der betrieblichen Mitbestimmung, die der Entwicklung zu mehr Flexibilisierung und Betriebsautonomie Rechnung trägt. 

Die Leistungen bei Arbeitslosigkeit sind so auszurichten, dass deutlichere ökonomische Anreize für die Rückkehr in das Erwerbsleben gesetzt werden. Die Anspruchsdauer beim Arbeitslosengeld ist auf 12 Monate zu begrenzen. 

Das Kündigungsschutzgesetz in Deutschland soll erst nach zweijähriger Betriebszugehörigkeit und erst in Betrieben mit mehr als 20 Mitarbeitern anwendbar sein. 

4. Im Bundesland Bremen finden sich die strukturellen Probleme, die von der Politik der Bundesrepublik Deutschland jetzt gelöst werden müssen, wie durch ein Brennglas verstärkt wieder. Bremen braucht einen Politikwechsel mit einer starken FDP.

Wir sind bereit, die Regierung bei der Durchsetzung der notwendigen marktwirtschaftlichen Reformen zu unterstützen, weil wir auch als Opposition unsere Verantwortung kennen und wahrnehmen. Für uns sind die Reformvorschläge der Agenda 2010 nicht das Ende, sondern der Anfang der Reformen.

Wir stellen der Bundesregierung keinen Blankoscheck aus. Wir waren, sind und bleiben in Opposition zu dieser Bundesregierung. Deutschland braucht neue Zuversicht. Deutschland braucht neue Dynamik. Das beste Beschäftigungsprogramm für Deutschland sind Neuwahlen.

